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1) Wie errechnet sich der Verteilungsschlüssel?

Der Haushaltsansatz beträgt 8 Mio. € davon werden ca. 3 Mio. € als nach Einwohnern gestaffelte Grundförderung verteilt (30.000 € für Gebietskörperschaften unter 250 Tsd. Einwohner; 60.000 € bei 250 Tsd. Bis 1 Mio. Einwohner und 90.000 € bei mehr als 1 Mio. Einwohner. Restverteilung von knapp 5 Mio. € nach der Bevölkerung. 
Die Grundförderung (i.V. mit der Pro-Kopf-Finanzierung) eröffnet kleinen Gebietskörperschaften die Möglichkeit wenigstens eine ½ Stelle für die Insolvenzberatung zu finanzieren.
2) Was muss zwischen Kommune und freien Trägern geregelt werden?

Fachliche und personelle Ausstattung; organisatorische und fachliche Standards; Finanzierungsmodalitäten  der Schuldner- und Insolvenzberatung; kommunale Zusammenarbeit (Verbundfrage); Berichtspflicht; Laufzeit ; ( (vgl. Bausteine)
3) Wie gestaltet man einen Umsetzungsvorschlag?

Die Kommune muss für je 130.000 Einwohner eine Beratungsfachkraft (Insolvenzberatung) vorhalten und bekommt dafür vom Freistaat Bayern eine Kostenerstattung laut Verteilungstabelle.
Beispiel: Kommune A hat 84.550 Einwohner und muss damit 25 Wochenstunden vorhalten. Vom Freistaat Bayern erhält die Kommune 62.500 €. Wenn man davon ausgeht, dass eine Vollzeitstelle 78.713 € kostet
könnten für 62.500 € ca. 30 Stunden finanziert werden, oder 25 Stunden Beratungsfachkraft und 6 Stunden Verwaltung.
Die Träger können Vorschläge unterbreiten. Die letzte Entscheidung aber trifft die Kommune, da sie ab 2019 für die Sicherstellung der Insolvenzberatung verantwortlich ist


4) Was hat es mit den „Verbünden“/der kommunalen Zusammenarbeit auf sich?
Zur Gewährleistung von Strukturqualität ist eine Beratungsstelle mit mindestens zwei Vollzeitstellen (insgesamt für die Schuldner- und Insolvenzberatung) auszustatten. Kleinere Beratungsstellen können sich, in lokalen oder regionalen Verbünden zusammenschließen. Mit den Verbundlösungen soll den bestehenden Stellen die Einhaltung des Qualitätsstandards durch die Nutzung von Synergieeffekten ermöglicht werden. Siehe Qualitätsstandards I.1.4

5) Was muss in einem Verbund geregelt werden?

In einem Verbund müssen die nötigen organisatorischen und finanziellen Regelungen getroffen werden, wie gemeinsame fachliche Standards, räumliche oder funktionale Aufteilung des Gesamtgebiets, gemeinsame Dokumentation, Verteilung der finanziellen Mittel, regelmäßiger fachlicher Austausch; gegenseitige Vertretung (siehe auch Bausteine)
6) Wie weit geht die Vertretungsregelung?

Der FA empfiehlt die folgenden Punkte zu regeln

> Ratsuchender wird informiert über Verbund und Vertretungsregelung
> Vertretungsfall wird von Verbundpartner angezeigt
> Kooperierende Einrichtungen haben gegenseitige Vollmacht
> Datenschutzerklärung (Datenspeicherung, etc.) wird beim Erstgespräch erläutert
> Zugriff auf die Akte bei Vertretungsfall innerhalb angemessener Frist
7) Müssen die Landesmittel zu 100 % für die Insolvenzberatung eingesetzt werden?

grundsätzlich ja; Kommune kann kleine Verwaltungsaufwendung geltend machen (in Höhe von max. 1%)
8) Wie verhält es sich mit den Verwaltungskräften (Schlüssel)

Die Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen sind bayernweit höchst unterschiedlich mit Verwaltungskräften versorgt. Es gibt daher auch mit der Delegation keinen Schlüssel für Verwaltungskräfte. In den Qualitätskriterien heißt es: „Die Beratungsstellen verfügen über eine angemessene personelle Ausstattung mit Verwaltungsfachkräften, orientiert am jeweiligen Konzept.“
9) Gibt es einen Sachkostenaufwand?

Sachkosten und Overheadkosten sind in der Kostenausstattung  enthalten.
10) Qualitätskriterien

siehe Qualitätsstandards der LAG Ö/F vom 15.1.2015
11) Müssen die Träger einen Eigenanteil einbringen?

Gesetzgeberischer Wille ist der Ausbau der Schuldner- & Insolvenzberatung. Die Mittel des Freistaats sind Kostenersatz und daher 1:1 an die Träger der Beratung auszuzahlen. Eigenanteile sind für die Insolvenzberatung nicht vorgesehen.
12) Was geschieht wenn ein Träger einen Verbundpartner benötigt, die möglichen Verbundpartner aber keinen Verbund eingehen müssten, da sie selbst groß genug sind?
Die Kommune verantwortet die Sicherstellung der Insolvenzberatung. Es sollten einvernehmliche und konstruktive Lösungen gefunden werden. 
13) Wann und in welcher Form können / müssen die Träger bei den Kommunen Anträge auf Insolvenzförderung für 2019 stellen?
Anträge sind nicht mehr zu stellen, sondern eine Interessenbekundung. In der Regel wird die Kommune dann eine vertragliche Vereinbarung anbieten.

14) Muss die Anerkennung neu beantragt werden?
Eine Neubeantragung ist nicht erforderlich. Die eintretenden personellen Veränderungen sind mit der Grundlagenstatistik (teilweise auch Tätigkeitsbericht genannt) an die Regierung zu senden.
15) Wann wird die Verordnung veröffentlicht?
  
Die Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Ausführung der Sozialgesetze 
  
wurde am 05.02.2019 vom Ministerrat beschlossen und am 28.02.2019 im Gesetz 
  
und Verordnungsblatt Nr. 3/2019 veröffentlicht Siehe unter: 
  
https://www.verkuendung-bayern.de/files/gvbl/2019/03/gvbl-2019-03.pdf#page=4 . 
  
Die Mittelzuweisung kann erst erfolgen, wenn der Haushalt beschlossen wurde.
16) Kann auf eine Ausschreibung verzichtet werden?
  
eine Ausschreibung ist nicht notwendig. Landratsämter können sich bei Herrn Dr. 
  
Schulenburg und kreisfreien Städte bei Frau Dr. Papperger darüber informieren.
17) Steigerung der Personalvollkosten
  
die Personalvollkosten sind zum 1.1.2018 auf 83.305 € gestiegen (Tabelle des 
 
Finanzministeriums).Der Bayerische Städtetag und der Bayerische Landkreistag
  
haben diesbezüglich das Sozialministerium um eine zeitnahe  Aufnahme von 
  
Konsultationsgesprächen gebeten. 
18) Gibt es eine Anpassung der Einwohnerzahl
  
Auch darum wird es in den oben genannten Konsultationsgesprächen zwischen
  
Kommunalen Spitzenverbänden und Sozialministerium gehen.
19) Beratungsfachkräfte
  
Qualifikation der einzustellenden Mitarbeiter*innen ergibt sich aus der Verordnung 
  
und den Qualitätsstandards der LAG Ö/F. Psychosoziale Beratung ist integrierter
  
Bestandteil der Schuldnerberatung.
20) Ist der Aufgabengliederungsplan in der Info-Mappe verpflichtend
  
Nein – der Aufgabengliederungsplan ist eine Aufzählung wichtiger Aufgaben in
  
der Insolvenzberatung. Welche Aufgaben angeboten werden muss sich aus dem
 
Einzelfall bedarfsorientiert ergeben. In der Gesetzesbegründung wird darauf 
  
hingewiesen, dass es sich bei der gerichtlichen Vertretung um eine Erlaubnis und 
  
nicht um eine Verpflichtung handelt.
21) Welche Verwendungsnachweise sind wem zu erbringen?
  
Grundlagenstatistik und Überschuldungsstatistik des Statistischen Bundesamts.
  
Personenbezogene Daten (Klient*innen-Bestätigung) werden im neuen System 
 
 nicht mehr notwendig sein. Das Sozialministerium muss die Regierungen ent-
 
sprechend informieren und anweisen. Das Kostennachweisformular wurde vom 
 
Sozialministerium wird demnächst veröffentlicht
.
22) Regierung ist nach wie vor Anerkennungs- und Aufsichtsbehörde
  
Ja! Das Sozialministerium hat bereits ein Formular zur Berichterstattung über 

Struktur und Tätigkeit der Beratungsstelle entworfen, das von den Trägern auszu- 
 
füllen ist. Die Kommune muss die ausgefüllten Formulare überprüfen und gebün
 
delt weiterleiten. 
23) Gibt es eine Regelung über das Verhältnis der kommunal geförder-
   
ten Schuldnerberatung zur InsO-Förderung
  
Im Rundschreiben Nr. S 150/2018 vom 22.11.2018 spricht der Bayr. Städtetag
 
unter 3. auf Seite 4 oben erster Absatz folgende Empfehlung aus: 
„ … Wir gehen daher davon aus, dass die Haushaltsansätze für die kommunale Schuldnerberatung in vollem Umfang erhalten bleiben und weisen darauf hin, dass es aus fachlichen Gesichtspunkten erstrebenswert erscheint, mindestens gleich viel Personal in der Schuldnerberatung einzusetzen, wie dies in der Insolvenzberatung der Fall ist.“
24) Warum muss ein Verbund geschlossen werden, wenn weniger als 
  
2 Vollzeitäquivalenzstellen in der Schuldner- und Insolvenzberatung
beratend tätig sind?
  
Die Zahl von 2 VZÄ wurde gesetzlich in Artikel 112 Abs.2 Satz 2 AGSG, sowie
  
in der Verordnung in § 2 Abs. 1, Satz 1 festgelegt. Größere Einheiten haben den
  
Vorteil, dass sie effizienter arbeiten können; Absprachen ermöglichen; von einem
 
fachlichen Austausch profitieren können; Vertretungen sicherstellen usw.

25) Können ehrenamtlich Mitarbeitende oder Verwaltungskräfte zu 
  
den zwei Vollzeitäquivalenten gezählt werden?
 
Nein – das ist nicht möglich. Es müssen tatsächlich zwei Beratungsfachkräfte sein,
 
die hauptamtlich beschäftigt sind. 
26) Macht es Sinn jetzt schon einen Verbund zu gründen?
  
Es macht unbedingt Sinn jetzt Verbünde zu gründen, da sie als Qualitätsmerkmal 
 
zu verstehen sind und Zusammenarbeit und Vernetzung einfordern.  Synergien 
 
können nur so entstehen.
27) Welche Formulare sind in Zukunft mit Wort- und Bildmarken des 
 
StMAS bzw. der jeweiligen Regierung zu versehen?
 
Noch nicht bearbeitet – Anfrage über LAG Ö/F an StMAS?
Fortschreibung 16.04.2019
LAG Ö/F FA Schuldner- und Insolvenzberatung
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„Häufig gestellte Fragen“
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